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S eit Februar 2016 finden Verhandlungen über den Kollektiv-
vertrag der Angestellten von Ärztinnen und Ärzten in NÖ 

mit der Gewerkschaft der Privatangestellten statt. Von Beginn 
an war die Forderung der Gewerkschaft ein Mindestgehalt von 
1.500 Euro für OrdinationsassistentInnen sowie eine „mode-
rate“ Ist-Lohnerhöhung, wobei die Erhöhung der Mindestgehäl-
ter über einen Zeitraum von zwei Jahren erfolgen könne. Dies 
würde eine Erhöhung um etwa 11 Prozent bedeuten. 

Auch in den vergangenen Jahren wurden wir mit Forderungen 
nach Gehaltserhöhungen in einem beträchtlichen Ausmaß kon-
frontiert. Ein Vergleich der letzten Kollektivverträge zeigt die 
Entwicklung der Mindestgehälter der Berufsgruppe 1 (Ordinati-
onsassistentIn OHNE Ausbildung) im 1. Berufsjahr:

Jahr Grundgehalt Infektionszulage Summe
2007 € 865,- € 93,- € 958,-
2008 € 1.000,- € 98,- € 1.098,-
2009 € 1.000,- € 98,- € 1.098,-
2010 € 1.009,- € 98,- € 1.107,-
2011 € 1.009,- € 98,- € 1.107,-
2012 € 1.009,- € 98,- € 1.107,-
2013 € 1.091,- € 98,- € 1.189,-
2014 € 1.135,- € 103,- € 1.238,-
2015 € 1.190,- € 110,- € 1.300,-

Seit dem Jahr 2007 wurden die Min-
destgehälter in der Berufsgruppe 1 im 1. 
Berufsjahr um 342 Euro, und damit um 
35,7 Prozent, angehoben. Im Vergleich 
dazu bleibt die Erhöhung des Verbrau-
cherpreisindex laut Statistik Austria von 
2006 bis 2015 mit 19,4 Prozent deutlich 
unter den Gehaltserhöhungen. Ähnliche 
Entwicklungen gab es über alle Gruppen 
und Jahre. 

Nach Beratung in der Kurienversammlung 
der niedergelassenen Ärzte haben wir der 
Gewerkschaft unsere Gegenforderungen 
als Verhandlungsgrundlage übermittelt, 
die, angepasst an die immer höher werden-
den Anforderungen an eine Arztordina-
tion, Flexibilisierungen bei der Arbeitszeit-
gestaltung und bei Teilzeit umfassen.

Auch wenn die Gewerkschaft der Privatangestellten stets auf die 
neuen Kollektivvertragsabschlüsse in den Bundesländern Wien 
und Burgenland hinweist, die mittlerweile ein Mindestgehalt 
von 1.500 Euro vorsehen, bleiben die unterschiedlichen Struk-
turen und Einkommenssituationen der Bundesländer bei den 
Gehaltsverhandlungen zu berücksichtigen. 

Mein Kommentar zu den Verhandlungen

Um die Situation besser verstehen zu können, sei hier ein kurzer 
geschichtlicher Rückblick erlaubt. Die ersten Kollektivvertrags-
verhandlungen der validen Kammerperiode verliefen durch-
aus harmonisch und waren von gegenseitiger Wertschätzung 
geprägt. Die Mindestlöhne wurden damals moderat über der 
Inflationsrate angehoben, die Istlöhne etwas darunter. Gleich-
zeitig starteten wir gemeinsam mit der Gewerkschaft und der 
Arbeiterkammer eine Imagekampagne für den gesamten medi-
zinischen Berufsstand. 

Leider hielt die Harmonie nicht lange an. Bereits 2014 wurde 
die Forderung nach 1.300 Euro Mindestlohn als Conditio sine 
qua non gestellt. Zur Erinnerung: Dieser Mindestlohn sollte 
für Berufseinsteiger ohne spezifische Ausbildung bereits im ers-
ten Jahr gelten. Es war klar, dass diese Forderung ohne Gegen-
leistungen nicht zum Tragen kommen konnte. Daher wurden 
von uns moderate Gegenleistungen bezüglich Flexibilisierung 
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der starren Arbeitszeit und die Beseitigung einiger antiquierter 
Bestimmungen gefordert. Mitten in den Tarifverhandlungen mit 
noch gänzlich offenem Ergebnis rief die Gewerkschaft zu einer 
Protestkundgebung gegen die böse Ärztekammer auf. Vielleicht 
30 Aktivisten der Gewerkschaft (siehe Foto), fast alle männlich, 
repräsentierten also den Frust eines Berufsstandes, der fast zu 
100 Prozent weiblich besetzt ist. Diese Machtdemonstration ging 
für die GPA ziemlich schmählich aus, trotz allem fanden wir 
wieder eine Gesprächsbasis und handelten einen Vertrag aus, 
mit dem beide Seiten leben konnten. Gleichzeitig terminisierten 
wir die neuen Verhandlungen mit Herbst 2015. Der auf Büro- 
ebene vereinbarte Termin am 4.11.2015 wurde von der GPA 
ohne Angabe von Gründen abgesagt, gleichzeitig wurde die 
Forderung gestellt, nunmehr über 1.500 Euro Mindestgehalt 
verhandeln zu wollen. Die Absage war anscheinend bereits Teil 
einer neuen Machtdemonstration, die allerdings genauso kläg-
lich ankam, wie die „verunglückte“ Demo. 

Im Spätwinter kam es dann zur ersten Verhandlung, die eher 
einen Abtausch von Forderungen darstellte, nicht ohne dass wir 
die 1.500 Euro unveränderbar als Mindestlohn präsentiert beka-
men. Der Hinweis auf Lohnerhöhungen weit über der Inflati-
onsrate wurde mit den Ergebnissen aus Wien und dem Burgen-
land abgeschmettert, wo dieser bereits verhandelt sei. Und ein 
Bericht über den Gewerkschaftstag durfte ebenfalls nicht feh-
len, wo 1.700 Euro als Untergrenze proklamiert und beschlos-
sen wurde. Nachhaltiger kann man die Stimmung in einer 
Verhandlung eigentlich nicht vergiften. Trotzdem vereinbarten 
wir Gespräche, zuerst auf Büroebene, um die Gegenseitigen 
Forderungen zu präzisieren und zu bewerten, und schließlich 
eine neue Verhandlung auf Funktionärsebene. Herr Diplomé 
Grundei präsentierte eine neue Tabelle, die – erraten – mit 
1.500 Grundgehalt startete. Gleichzeitig wurden, und das ist für 
mich der eigentliche Skandal, gar nicht so versteckte Drohungen 
ausgestoßen. Ob wir denn nicht wüssten, dass die Lohnprüfun-
gen durch die Gebietskrankenkasse erfolgen und dass diese steu-
erbar wäre. Hier musste ich mich wirklich zusammennehmen 
um nicht aufzustehen.
Ich erklärte, dass das Ergebnis nie den Weg durch das zuständige 
Gremium finden würde, sagte jedoch zu, diese Forderung (nicht 
Verhandlungsergebnis) der Kurienversammlung zu präsentieren. 
Diese lehnte erwartungsgemäß am 20.4.2016 ab.

Für zusätzlichen schalen Geschmack sorgen die Schlagzeilen der 
Zeitung „AM PULS“, der Zeitschrift für Gesundheits- und Sozi-
albetreuungsberufe der Arbeiterkammer NÖ. In dieser wird der 

Eindruck erweckt, dass dieser „faire“ Mindestlohn bereits so gut 
wie fix sei. Sensibilität schaut für mich anders aus, man sollte 
meinen, die gewerkschaftlichen Kraftakte, die in der Vergangen-
heit durchaus Berechtigung hatten, sind einer partnerschaftli-
chen Vernunft gewichen.

Was bedeutet dies nun? Vorerst gar nichts, ein weiterer Verhand-
lungstermin wurde bereits ausgemacht. Ob es dort zum shoot 
down kommt, wird vor allem von der Flexibilität der PPA abhän-
gen. Daher ist mein Optimismus für ein rasches Ergebnis enden 
wollend. Zudem ich der Meinung bin, dass es Herrn Grundei 
weniger um das wirtschaftliche Interesse der von ihm vertrete-
nen Beschäftigten geht, als um seinen persönlichen Triumph, 
nämlich die Ärztekammer in die Knie gezwungen zu haben.

Dabei hätte die Annahme des Angebotes durchaus einigen Reiz. 
Laut Berechnungen einer großen Steuerberatungskanzlei bezie-
hen lediglich 20 Prozent der bei Ärzten Beschäftigten Mindest-
lohn. Wenn man also die 80 Prozent der Istlohnbezieher, wie es 
in Wien geschah, nicht erhöht, wäre der Benefit für die Ärzte-
schaft gar nicht einmal so klein. Was spricht also dagegen? 

Unsere Angestellten leisten Tag für Tag oft schon seit Jahren 
hervorragende Arbeit, die sich auch in der Bezahlung oft weit 
über dem Mindestgehalt auswirkt. Gerade diese Leistungsträger 
müssen vor kurzsichtigen, das Klima vergiftenden Aktionen Ein-
zelner geschützt werden. 

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter der niedergelassenen Ärzte
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